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Beispielsweise entstanden 
Arbeiten zum „Bild der EU 
in israelischen Medien“ 
oder zur Wahrnehmung der 
„EU als entwicklungspolit-
scher Akteur in Haiti“. Eine 

Abschlussarbeit über „die 
Bedeutung der EU als Han-
delspartner Pakistans“ wur-
de von einer filmischen Do-
kumentation begleitet.  

Die Studierenden reflek-
tierten nicht nur als Nach-
wuchswissenschaftler ver-
schiedene Sichtweisen auf 
die EU, sondern machten 
auch sich selbst und ihre ei-
genen Erfahrungen zum 
Gegenstand wissenschaftli-
cher Erkundungen, erläu-
tert Prof. Hans-Wolfgang 
Platzer.   

Positiveres Bild  
durch mehr Wissen 

Bei quantitativen und 
qualitativen Befragungen 
zu den Sichtweisen auf Eu-
ropa, an denen Studierende 
teilgenommen hatten, die 

erst gerade mit dem Studi-
um begonnen haben und 
Studierende, die kurz vor 
dem  Studienabschluss wa-
ren, zeigte sich, dass erwei-
terte Kenntnisse  sich posi-
tiv auf die Sicht auf die EU 
auswirkten. Auch persönli-
che Begegnungen durch 
Austausch und Auslandsse-
mester prägten die Ein-
schätzungen. Studierende, 
die nicht aus der EU stamm-
ten, stellten den Aspekt 
Menschenrechte und De-
mokratie als positive Werte 
der EU heraus, EU-Bürger 
vor allem Frieden und Sta-
bilität. Als negative Ent-
wicklungen wurden unter 
anderem Inflexibilität, 
Schwerfälligkeit, langsame 
Reaktionsfähigkeit sowie 
das sozial-ökonomische Ge-

fälle zwischen den Mit-
gliedstaaten gesehen.  

EU als Zivilmacht 
„Insgesamt war die Sicht 

der Studierenden auf die EU 
eher positiv. Sie sehen sie 
als Zivilmacht, die die Ei-
genschaften hat, über wirt-
schaftliche Verflechtungen 
und politische Kooperation 
Frieden zu schaffen“, fasst 
Prof. Hans-Wolfgang-Plat-
zer zusammen. 

Teil des Lehrforschungs-
projekts war auch eine grö-
ßere wissenschaftliche 
Fachtagung. Deren Erträge 
erscheinen in Kürze in ei-
ner Publikation  mit dem Ti-
tel „Europäische Identität 
in der Krise? Identitätsfor-
schung und Rechtspopulis-
musforschung im Dialog“. 

FULDA. Studierende aus ver-
schiedenen Ländern der Welt stu-
dieren im Fachbereich Sozial- und 
Kulturwissenschaften der Hoch-
schule Fulda den Master-Studi-
engang „Intercultural Communi-
cation and European Studies“. Im 
Lehrforschungsprojekt „Außen- 
und Innenansichten der Europäi-
schen Union“ führten sie in klei-
nen Teams wie auch in individuel-
len Arbeiten wissenschaftliche 
Untersuchungen zur Europäi-
schen Identität und zu den Ima-
ges der EU durch. Gefördert wur-
den sie mit Mitteln der Europäi-
schen Kommission.  

Lehrforschungsprojekt von Studierenden zu Innen- und Außenansichten der Europäischen Union

Verschiedene Perspektiven auf Europa: 
Befragungen zu Identität und Werten

Zur Person
Prof. Dr. Hans-Wolfgang Platzer 
lehrt Politikwissenschaft, Euro-
päische Integration und euro-
päische Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik an der Hochschule Ful-
da im Fachbereich Kultur- und 
Sozialwissenschaften. Er hat 
den Jean-Monnet-Lehrstuhl für 
Europäische Integration inne. 
Diese Auszeichnung erhielt er 
im Jahr 2000 von der EU für 
seine Verdienste um Forschung 
und Lehre.  
Studiert hat Prof. Platzer Ger-
manistik und Politikwissen-
schaft an den Universitäten Tü-
bingen und München und war 
Gasthörer an der London 
School of Economics. Nach Tä-
tigkeiten als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter  an den Universitä-
ten Tübingen und Darmstadt 
war er Direktor der Gustav-Hei-
nemann-Akademie Freuden-
berg/Siegen und lehrte gleich-
zeitig am Institut für Politikwis-
senschaft der Universität Tü-
bingen. Seit 1992 lehrt und 
forscht er an der Hochschule 
Fulda im Fachbereich Kultur- 
und Sozialwissenschaften. Sei-

ne Schwerpunkte: historische 
Entwicklungen, institutionelle 
und politikfeldspezifische Fra-
gen der Europäischen Integrati-
on, EU-Sozial- und Beschäfti-
gungspolitik, wirtschaftliche 
und monetäre Integration Euro-
pas sowie Arbeitsbeziehungen 
in Europa. Er ist Autor und He-
rausgeber einer Vielzahl von 
wissenschaftlichen Publikatio-
nen. 

Prof. Dr. Hans-Wolfgang Platzer 

Zu Unrecht werde die 
Schuld an der Euro-Krise 
der EU als Institution vor-
geworfen. Natürlich habe 
die institutionelle Architek-
tur der Währungsunion 
Schwächen. „Aber die 
Hauptursache für die Krise 
lag im Verhalten der Ban-
ken, die sich mit unfassba-
rer Zockermentalität betä-
tigt haben“, betont er. Weil 
Banken sich 2008 derart 
verspekuliert hatten, wurde 
ihr Kollaps mit Steuergel-
dern der EU-Mitgliedstaa-
ten aufgefangen. Die Di-
mension: „Es war die größ-
te und schwerste Finanz- 
und Weltwirtschaftskrise 
seit dem Börsenkrach von 
1929.“ Die Euro-Krise und 
die Turbulenzen in der Eu-
rozone seien entstanden, 
weil sich die Staaten wegen 
der Bankenrettung ver-
schuldet haben. Hierdurch 
und durch den Einbruch 
des wirtschaftlichen 
Wachstums sei die Staats-
verschuldung dann zum 
existenziellen Problem ein-
zelner schon vorher ver-
schuldeter Länder wie Grie-
chenland geworden, betont 
Platzer.  

Einfache Erklärungen 
und stereotype Schuldzu-
weisungen an die „faulen 
Griechen, die wir durchfüt-
tern“ verstellen laut Platzer 
den Blick für die genann-
ten tieferen Zusammenhän-
ge. Das Image der EU sei 
durch solche Erzählungen 
bedroht. „Alte Machtspiele 
und nationalistische Ten-
denzen kehren zurück, von 
denen wir geglaubt haben, 
dass sie längst überwunden 
sind“, so Platzer. Der Popu-
lismus profitiere „von einer 

„postfaktischen Welt“– in 
der Stimmungen in der De-
batte mehr gelten als Tatsa-
chen, wie man es in der Bre-
xit-Debatte in Großbritan-
nien beobachten konnte.“ 

EU als Sündenbock 
Rechtspopulisten und Na-

tionalisten in allen Mit-
gliedstaaten stilisieren der-
zeit die EU zum Sünden-
bock und liefern verkürzte 
oder unrichtige Erklärun-
gen. „Eine undifferenzierte 
Krisendiagnostik kann ge-
fährlich und problematisch 
für den inneren Zusam-
menhalt in der EU und die 
Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten sein“, 
warnt Platzer. Was in den 
Hintergrund gerate, sei die 
Geschichte Europas als ein-
maliges Projekt nach den 
bitteren Erfahrungen zwei-
er Weltkriege. „Es waren 
Staaten, die sich freiwillig 
zusammengeschlossen ha-
ben und einen Teil ihrer 
Souveränität auf die EU 
übertragen haben, um ge-

meinsam Probleme zu lösen 
– mit dem Ziel des Friedens 
und der Wohlstandssteige-
rung.“ Wenn man sich heu-
te viele Probleme anschaue, 
sei der Nationalstaat zu 
klein geworden, um sie zu 
lösen. 

Durch die verschiedenen 
Krisen, die auf die EU 
durchgeschlagen haben, ge-
rät sie in ein Dilemma, 
räumt Platzer ein. Obwohl 
eine weitere Integration 
und Reformen der EU vor 
allem in Richtung eines so-
zialen Europa nötig seien, 
um die großen Probleme 
wie etwa Jugendarbeitslo-
sigkeit in Spanien, Portugal 
und Griechenland zu lösen, 
zögern die Regierungen auf-
grund der derzeitigen Stim-
mungslage. Lieber weniger 
Europa, als mehr Europa, 
sei der Trend. Für wichtige 
Reformschritte und neue 
Lösungsansätze wie etwa ei-
ne europäische Arbeitslo-
senversicherung bräuchte 
es Einstimmigkeit unter 
den Ländern, die aber der-

zeit nicht zustande komme. 
Eine weitere politische He-
rausforderung: „Wenn die 
Integration fortgeführt wer-
den soll und Länder weite-
re Teile ihrer Souveränität 
an die EU abgeben sollen, 
braucht es eine breite de-
mokratische Legitimation 
der EU.“   

Identität der EU mitprägen 
Dazu kommt die schwie-

rige Beziehung der Bürger 
zur EU, die oftmals als um-
ständliches und technokra-
tisches Unterfangen wahr-
genommen wird: „Einen 
Binnenmarkt kann man 
nicht lieben“, lautet ein Zi-
tat des ehemaligen EG-
Kommissionspräsidenten 
Jaques Delors. Ohne ein be-
stimmtes Maß an gemein-
samer Identität und Solida-
rität innerhalb der EU be-
steht jedoch die Gefahr, 
dass sich immer mehr Bür-
ger und einzelne Mitglied-
staaten von der EU distan-
zieren. „Im derzeitigen Dis-
kurs ist es wichtig, dass wir 

nach den Werten innerhalb 
der EU aber auch nach dem 
Wert der EU fragen. Ergeb-
nisse des Eurobarometers 
und auch des eigenen Lehr-
forschungsprojekts mit Stu-
dierenden (siehe unten) zei-
gen laut Platzer erfreuli-
cherweise, dass sich immer 
noch viele Menschen in der 
EU als beides sehen: als Mit-
glieder eines Nationalstaa-
tes, aber auch als Europäer.  

„Eine Identität ist nichts 
naturwüchsiges, sondern 
sie entsteht im Diskurs, 
durch eine gemeinsame Er-
zählung, in der Art und 
Weise wie über Europa ge-
redet wird“, betont Platzer. 
Die Aufgabe der Wissen-
schaft sei es hier, mit einem 
kritischen und differenzier-
ten Blick an Fragestellungen 
heranzugehen und mit em-
pirisch fundierten Analysen 
die „Erzählungen“ von der 
EU im Diskurs mitzuprä-
gen. 

Die Zukunft der EU im ak-
tuellen Krisenszenario 
bleibt indes schwer prog-

nostizierbar. „Es gibt Stim-
men, die schließen eine 
Erosion, einen Zerfall oder 
eine bedrohliche Existenz-
krise nicht aus“ sagt der Po-
litikwissenschaftler. Durch 
das Zusammentreffen und 
die Überlagerung von Kri-
senprozessen könne es zu 
einer Überforderung der EU 
kommen.  

Seit 30 Jahren beschäftigt 
sich Hans-Wolfgang Platzer 
in Lehre und Forschung mit 
der EU – für seine Verdiens-
te wurde er von der EU mit 
einem „Jean-Monnet-Lehr-
stuhl“ ausgezeichnet. Als er 
mit dem Thema in den 
80ern begann, hatte die EU 
nur zwölf Mitgliedstaaten, 
noch keine Währungsuni-
on und eine Osterweiterung 
war unvorstellbar. „Die EU 
ist ein unheimlich faszinie-
rendes Forschungsobjekt 
mit viel Dynamik und Ver-
änderungspotenzial. Der-
zeit würde ich mir weniger 
Dynamik, weniger Krisen 
und mehr Stabilität wün-
schen.“ 

FULDA. Die Europäische Union 
befindet sich seit 2008 in einer 
permanenten Krise: Bankenkrise, 
Staatsschuldenkrise, Flücht-
lingskrise, Brexit. EU-Gegner ge-
ben dem politischen Gebilde die 
Schuld dafür. Dabei liegen die Ur-
sachen zum größten Teil außer-
halb der Staatengemeinschaft, 
sagt der EU-Forscher und Politik-
wissenschaftler Prof. Dr. Hans-
Wolfgang Platzer vom Fachbe-
reich Sozial- und Kulturwissen-
schaften der Hochschule Fulda. 
„Wir brauchen eine differenzierte 
Krisendiagnostik, um mit diesen 
Krisen umzugehen“, fordert er.

EU in der Dauerkrise: Prof. Dr. Hans-Wolfgang Platzer fordert eine differenzierte Krisendiagnostik
„Alte Machtspiele der Nationalstaaten zurück“

Nicht der alleinige Stein des Anstoßes, aber ein starker Faktor im großen Ursachenbündel: Auch der „Brexit“ stellt die EU vor eine  Zerreißprobe. Fotos: Fotolia, Hochschule Fulda


